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m-ZR 67 / 51.
Verkündet am 21. Februar 1952 
pieser, Just.Angest.. als 
Urlamdsbeamter der Ge­
schäftsstelle.

Im N a m e n  d e s  V o l k e s  */.** > 
In dem Rechtsstreit •:

der Stadt Gronau, vertreten durch den Rat der.Gemeinde,

Beklagte, Berufungsklägerin ;
und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: RechtsanwaltI

g'e g e n

den Vertreter Paul

Kläger, Berufungsbeklagten 
und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmachtigter: Rechtsanwalt

hat der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs' auf die 
mündliche Verhandlung vom 21. Februar 1952 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Br. Riese und der Bundesrichter 
Br. Pagendarm, Br. Kleinewefers, Br. Gelhaar und Br. Bock.
für Recht erkannt:

Bie Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des 8. Zivilsenats. des Oberlandesgerichts in Hamm 
vom 22. Januar 1951 wird zurückgewiesen.

Bie Kosten der Revision fallen der Beklagten 
zur Bast.

Von Rechts wegen

• ** i



Tatbestand

Der nunmehr 57 Jahre alte Kläger war seit 1954 
bei. der Beklagten als Vollziehungsbeamter tätig und 
ab 1. Mai 1958 als Beamter auf Lebenszeit übernommen«
Nach dem Zusammenbruch wurde der Kläger von, der Mill- 
tärregierung interniert und am 22« Februar 1949 im Ent- 
nazifizierungsverfahren rechtskräftig in Kategorie IV ein­
gestuft« Seine Versuche, bei der Beklagten wieder be­
schäftigt zu werden, waren bisher erfolglos»

Am 27« Dezember 1949 wurde dem Kläger ein Beschluß 
der Beklagten vom 19« Dezember 1949 des Inhalts mitge­
teilt, daß beschlossen sei, ihn gemäß § 6 Abs 2 der 
Ersten Sparverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Erste Verordnung der Landesregierung Nordrhein-Westfa­
len zur Sicherung der Währung und öffentlichen Finanzen)

*

vom 19« März 1949 mit Wirkung vom 31« März 1949 zu ent­
lassen« Der Gemeinderat habe als festgestellt erachtet, 
der Kläger sei im Jahre 1934 nur oder überwiegend aus 
politischen Rücksichten bei der Stadtverwaltung ange­
stellt worden und habe als früherer Schlosser nicht die 
Vorbildung und das Können für das Amt eines Vollziehungs­
beamten mitgebracht« Die Beklagte hat weiter mitgeteilt, 
es könne nach Ansicht des Gemeinderats nicht von Bedeu­
tung sein, daß der Kläger sich späterhin die erforder­
liche . Fachkenntnis angeeignet habe«

Das Landesverwaltungsgericht hat den Beschluß des 
.Rates der Gemeinde durch Urteil vom 28« November 1950 
aufgehoben und festgestellt, die Entlassung des Klä- . 
gers sei rechtswidrig« Diese Entscheidung war zur Zeit

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


V*

- 3 *

der letzten mündlichen Verhandlung vor dem Oberlandes­
gericht noch nicht rechtskräftig» i

Der Kläger verlangt von der Beklagten ab 1* April
1949 Buhegehalt« Der Regierungspräsident in Münster hat
naclr-Erhebung "dieser Klage im Oktober 1950 erklärt, er
sehe von einer Entscheidung gemäß § 145 DBG ab. Der
Kläger hat zunächst ein monatliches Buhegeld von 59,63
DM verlangt, im Berufungsrechtszug jedoch nur in Höhe
von 54,25 DM. Die Parteien sind darüber einig, daß die
Hälfte des rechnerisch erdienten monatlichen Buhegeldes
54,25 DM beträgt» Die Beklagte hat gebeten, den Kläger
mit der Klage abzuweisen. „

♦ ♦ ,

Das Landgericht hat die Beklagte antragsgemäß ver­
urteilt. Auf die Berufung hat das Oberlandesgericht die 
Beklagte zur Zahlung von 1139,25 DM;und ab 1* Januar 
1951 von monatlich 54,25 DM verurteilt«

Gegen dieses Urteil wendet sich die Beklagte mit 
der Revision und beantragt, das Urteil des Oberlandes- . 
gerichts aufzuheben und die Sache zur anderweiten Ver- . 
handlung und Entscheidung an das Berufungsgericht zu­
rückzuverweisen. Der Kläger bittet, die Revision zurück- 
zuweisen.

Entscheidungsgründe s

Die Revision, rügt eine Verletzung des Art 131 Satz 
3 GrundG, der §§ 146 DBG, 1, 5 und 6 der Ersten Verord­
nung der Landesregierung Nordrhein-Westfalen zur Sicherung



der Währung und öffentlichen Finanzen vom 19« Mfirz 1949 
(Sparverordnung GVBl HRhWf 1949 S 25).

T) Auch ohne Erreichen der* Revisionssumme ist die 
Revision zulässig, da für Klagen auf Grund der Beamten­
gesetze das Landgericht ausschließlich zuständig ist 
(§§ 71 GVG, 547'ZPO)« Hier handelt es sich nach dem Vor­
trag des Klägers um einen solchen Anspruch«

2) Nun ist eine Klage auf Zahlung« voh^iRuhegebäit^erst 
zulässig, wenn die oberste Dienstbehörde den Anspruch ab­
gelehnt hat« Hier ist zwar 'keine sachliche. Entscheidung 
des Regierungspräsidenten über den Ruhegeldanspruch er- ; 
gangen, sondern nur die Erklärung, von einer Entschei- • 
dung gemäß § 143 DBG werde abgesehen« Darin liegt.aber 
die Erteilung eines Vorbescheides im Sinne des § 143
DBG (vgl das.Urteil des erkennenden Senats vom 7« 1 *1952, 
III ZR 197/51)« Die Zuständigkeit des Regierungspräsi­
denten als oberster Dienstbehörde ist vom Berufungsge­
richt rechtsirrtumsfrei dargelegt« Sie wird auch von 
der Revision nicht bestritten«

3) Die Revision meint, das Berufungsgericht habe ge­
gen § 146 DBG verstoßen, da es Uber die Rechtswirksam­
keit der Entlassung des Klägers selbst entschieden habe« 
Die' anfänglich erhobene Verfahrensfüge, das Berufungs­
gericht habe während des über die Wirksamkeit der Ent-, 
lassung schwebenden verwaltungsgerichtlichen Verfahrens
das bei ihm anhängige Prozeßverfahren aussetzen müssen,

• # •
ist im Revisionsverfahren ausdrücklich zurückgenommen 
worden« Insoweit ist daher eine Entscheidung nicht mehr 
zulässig.;



Bas Berufungsgericht hat ausgeführt, es sehe sich 
durch die Vorschrift des § 146 DBG nicht gehindert, 
die Voraussetzungen des eingeklagten vermögensrechtli- 
chen Anspruchs selbständig zu prüfen, wenn auch hin­
sichtlich der Wirksamkeit der ausgesprochenen Entlassung 
eine beide Streitteile bindende rechtskräftige Entschei­
dung nur im Verwaltungsstreitverfahren ergehen könne«

Die Revision ist dagegen der Meinung, das Berufungs« 
gericht habe gemäß § 142 DBG nur über vermögensrecht­
liche Ansprüche entscheiden dürfen, es habe jedoch Über 
Bestehen oder Hichtbestehen des Beamtenverhältnisses 
keine' Entscheidung erlassen können, da es an die Entlas­
sungsverfügung gebunden sei*

Die Revision irrt insofern, als sie meint, das
Berufungsgericht habe über die der-Verwaltungsbehörde
zustehenden Fragen entschieden «'Es ist zwar richtig,
daß eine Klage auf Feststellung des Bestehens oder%
Richtbestehens des Beamtenverhältnisses vor den ordent­
lichen Gerichten unzulässig wäre,. Aüch ist kraft der 
ausdrücklichen Vorschrift des § 146 DBG der richterli­
chen Entscheidungsbefugnis eine Grenze insoweit gezo­
gen, als eine Bindung an den rechtsgestaltenden Verwal­
tungsakt über die Beendigung des Beamtenverhältnisses 
besteht« Das Berufungsgericht war aber nicht unter al­
len Umständen gehindert, die Entlassung auf ihre Rdchts- 
gültigkeit zu Überprüfen« Rieht jeder eine Entlassung 
aus sprechende Verwaltungsakt muß bei der Prüfung, in­
wieweit Gehaltszahlungen zu leisten sind, bis zur endgtil’ 
tigen Entscheidung der Verwaltungsgerichte hingenommen 
werden« Handelt es sich um einen nichtigen Verwaltungs-
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akt, so braucht er auch vom ordentlichen Gericht nicht 
beachtet zu werden, da ein nichtiger Verwaltungsakt kei­
ne Bindung bewirkt „ Das Berufungsgericht ist auch ohne 
Äechtsirrtum von der Dichtigkeit der Entlassung ausge­
gangen«

Im vorliegenden Ball ist der Kläger, der auf Le­
benszeit in das Beamtenverhältnis, berufen worden war, 
entlassen worden« Entlassungsgründe, nach dem Deutschen 
Beamtengesexz werden nicht- geltend gemacht« Die Beklag­
te hat sich ausschließlich für ihre Maßnahme auf § 6 *
Abs 2 der Ersten Sparverordnung berufen« Der erkennende* 
Senat hat in seinem Urteil vom 10« Mai 1951 (BGHZ 2,'.
117 ff ^T27, 128J0 sich mit der von der Revision bezwei­
felten Rechtsgültigkeit, der Sparverordnung befaßt« T>ep\ V 
Senat hat in der genannten Entscheidung ausgeführt, gpaß>.
* formelle Bedenken gegen die Gültigkeit der Ersten Spär-.;|; 
Verordnung nicht bestehen und daß die Prüfung der Gül-- ̂  
tigkeit der Sparverordnung sich im übrigen auf diejehi^/ 
gen Bestimmungen zu beschränken hat, auf die es zur Ent^ 
Scheidung des vorliegenden Falls ankommt« Zu dem hier 
von der Beklagten angewendeten § 6 Abs 2 der Ersten Spar? 
Verordnung ist bisher noch keine Entscheidung ergangen« 
Über die sachliche Geltung dieser Bestimmung braucht abei 
nicht entschieden zu werden, da die von der Beklagten * 
ausgesprochene Entlassung des^I^ägäjrs nicht auf diese Be­
stimmung gestützt werden kann«

Das Berufungsgericht hat ausgeführt, § 6 der ge­
nannten Verordnung könne schon aus dem Grunde nicht an­
gewendet werden, weil die Entlassung nur innerhalb der 
im § 1 bestimmten Frist*, also nur bis zum 30« November



.1949 , hätte vor genommen werden können»

Hach § 1 konnten Beamte zum Zwecke der Sicherung 
der Währung und der öffentlichen Finanzen bis zum 
50» Hovemher 1949' in den Wartestand oder in den Ruhe­
stand versetzt oder gemäß den folgenden Vorschriften 
verabschiedet oder in den Besoldungsgruppen herabgestuft 
werden« § 6 Abs 3 lautet: Beamte, die in der Zeit vom 
31. Januar 1953 bis zum Zusammenbruch nur oder überwiegend 
aus politischen Rücksichten in ein Amt gelangt sind, das 
ihrer Vorbildung oder ihrem Können nicht entsprach, sind 
in ein ihrer Vorbildung oder ihrem Können entsprechen­
des Amt zurückzuversetzen oder zu entlassen»

Sollte, wie die Revision meint, § 6 eine Entlassung 
ohne die in § 1 bezeichnete Frist zulassen, so käme es 
auf* die materielle Geltung dieser Bestimmung an« Dies 
hängt davon ab, ob "verabschiedet” gemäß § 1 auch; als 
Oberbegriff von "entlassen" im Sinne des § 6 anzusehen* 
ist oder ob die letzte Vorschrift eindh neuen selbstän­
digen Tatbestand schaffen wollte« Bas Berufungsgericht 
hat hierzu u«a« folgendes ausgeführt: Bas Beutsche Be­
amtengesetz verwende den Begriff der "Verabschiedung" 
nur unter Beschränkung auf Ehrenbeamte (§ 149) und Mi­
nister (§ 160)« Bei allen anderen Beamten ende das Be­
amtenverhältnis nach § 50 BBG außer durch Tod durch 
Ausscheiden, durch Entlassung, durch Eintritt in den 
Ruhestand oder durch Entfernung aus dem Bienst« Abge­
sehen vom Fall des § 60 BBG (Entlassung auf Verlangten 
des Beamten) sei die einseitige Entlassung vom Vorlie­
gen bestimmten Voraussetzungen abhängig« § 6 der Ersten 
Sparverordnung schaffe mit seinem Abs 2 einen besonderen
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1

j

Entlassungstatbestand und stelle damit einen schwerwie­
genden Eingriff in das Beamtenverhältnis dar* "Jeden­
falls" , so schließt das Berufungsgericht, "ergibt sich 
aus dem Sinn und Zweck der Ersten Spürverordnung und ih­
rem ganzen Aufbau, daß sie die nicht kraft Tatbestandes, 
sondern zufolge Maßnahme der Anstellungsbehörde ein­
tretende Beschränkung des Beamtenrechts an die Prisi 
des 30. November 1949 gebunden wissen will. In dieser 
Hinsicht ist dem Landgericht durchaus beizutreten, wenn 
es mit dem Wollen des Gesetzgebers und den Grundsätzen • 
des Beamtenrechts als unvereinbar erachtet, im Palle 
des § 6 der Ersten.Sparverordnung das Bestehen eines 
zeitlich völlig unbeschränkten Schwebezustandes anzu­
nehmen, der noch nach Jahren die Entlassung der von die­
ser Vorschrift betroffenen Beamten ermögliche«"

Biese Auffassung läßt einen Rechtsirrtum nicht* er- ' 
kennen« Pür sie spricht.aber auch der Erlaß des Innen­
ministers vom 15* Juli 1949 - II A - 5/852/49 rs"Der 
Begriff der Verabschiedung, wie er in § 1 Abs 1 (der 
genannten VO) verwendet wird, ist ein .Oberbegriff ander. ** 
Verabschiedung nach § 5. «.*«• und der Entlassung nach •
§ 6". Es ist nicht anzunehmen, daß dieser Erlaß sich r 
nicht im-Rahmen dessen hält, was der Gesetzgeber hat 
aus drücken wollen« Weiter spricht für diese Auffassung - 
der englische Text der Ersten Sparverordnung, der Ver- • 
abschiedung und Entlassung mit "dismissed" wiedergibt. .

Diese Auffassung führt auch - entgegen der Meinung 
der Revision - hier nicht zu unbilligen Ergebnissen. Der 
Gesetzgeber hatte die schwerwiegenden Eingriffe in die 
Institution des Beirufsbeamtentums im Interesse der Be­
troffenen an eine Prist gebunden« Die Beklagte hatte
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viele Monate Zeit, ihre. Maßnahme durchzuführen» Tat sie 
dies nicht, so kann sich der betroffene Beamte auf den 
Ablauf der Frist berufen» Ob, wie die Revision meint, 
dies zu unbilligen Ergebnissen führen kann, wenn z,B* 
erst nach Ablauf der Frist ein zu entlassender Beamter . 
heimgekehrt ist und dann die Frist nicht beachtet wer­
den kann, braucht hier nicht .entschieden zu werden,»

Es handelt sich also bei der Ent las sungsVerfügung 
um einen Verwaltungsakt, dem jede gesetzliche Grundlage 
fehlt» Auch die Verwaltung ist jedoch an das normative 
Gesetz gebunden« Die -^tl as sung ist zumindest ein feh­
lerhafter Verwaltungsakt* Aber nicht jeder fehlerhafte 
Akt kann unberücksichtigt bleiben, es müssen so schwere 
Fehler vorliegen, daß der Akt nichtig und nicht nur auf­
hebbar ist« Das Berufungsgericht hat eine offensichtli­
che Nichtigkeit angenommen, da die Entlassung nach Ab­
lauf der durch § 1 der Ersten Sparverordnung gesetzten 
Frist vorgenommen worden sei« Dem ist beizutreten*

Wie dargelegt, verstößt die •'Entlassung eindeutig 
gegen das besetz, denn selbst im Falle der Geltung des 
§ 6 der Ersten Sparverordnung konnte die Entlassung nicht 
mehr nach dem 30» November 1949 erfolgen« Dieser Verstoß 
gegen ein Gesetz führt auch zur Nichtigkeit des Verwal- 
tungsaktes, da es der Verwaltung , bei auf Lebenszeit in 
das Beamtenverhältnis berufenen Personen verboten ist, 
dieses Verhältnis auf andere als in den gültigen gesetz­
lichen Bestimmungen festgelegte Weise zur Auflösung zu 
bringen« Eindeutig gibt. § 30 DBG enumerativ die Umstände 
an, die ein Beamtenverhältnis beenden« Hieraus folgt aber 
andererseits, daß die Verwaltungsbehörde weder sachlich.
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noch sonstwie zuständig ist, eine Beendigung dieses Be­
amtenverhältnisses herbeizuführen« Biese auf einzelne ' 
Fälle ausgesprochene Begrenzung der Beendigungsgründe 
steht, wie Forsthoff (Lehrbuch 2. Aufl 1951 § 12 S 199) 
unter Berufung auf v. Hippel ausführt, in ersichtlichem 
Zusammenhang mit einer. Uertlage: "Die Institution des 
Berufsbeamtentums, wie es sich in Deutschland entwickelt 
hat, erfordert eine strenge Auslegung des § 50 DBG im 
Sinne einer Verbotsnorm hinsichtlich aller in dieser 
Vorschrift nicht genannten Beendigungsgründe^»"

Das Berufungsgericht ist somit für den vorliegenden 
Fall ohne Hechtsirrtum davon ausgegangen, es habe sich 
um einen nichtigen und daher unbeachtlichen Verwaltungs­
akt gehandelt, so daß eine Bindung nicht besteht und 
die Entscheidung der Verwaltungsgerichte nicht notwen­
dig abzuwarten war (vgl das insoweit in BGHZ 3, 1 ff 
nicht abgedruckte Urteil des Senats vom 28*6•1951 - III . 
ZR 6/50 S 19 ff sowie das zur Veröffentlichung bestimm­
te urteil des Senats von 7. Januar 1952 - III ZH 
197/51).

4) Nun hat sich die Beklagte weiter darauf berufen, 
eine Beendigung des Beamtenverhältnisses.sei dadurch 
herbeigeführt worden, daß der Kläger am 18. März 1947 
durch die Militärregierung aus dem Beamtenverhältnis 
entlassen worden sei. Diese Maßnahme müsse ohne Prüfung 
durch die deutschen Gerichte hingenommen werden« Hierzu 
hat das Berufungsgericht ausgeführt, es habe sich nicht 
um eine Entlassung, sondern um eine allgemeine Maßnah­
me zur Suspendierung von Beamten gehandelt.«
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Die Beklagte hat nichts über eine die Entlassung 
des Klägers betreffende besondere Maßnahme der Militär­
regierung vorgetragen. Der Kläger ist daher nur von der 
allgemein erfolgten Anordnung der englischen Militärre­
gierung betroffen worden. Mit der Frage, ob die von den 
Besatzungsmächten vorgenommenen Entfernungen der Beam­
ten aus dem Dienst nur eine vorläufige Suspendierung 
bis zur endgültigen Entnazifizierung oder ein endgülti­
ges Ausscheiden aus dem Dienst ohne Rücksicht auf die 
Ergebnisse des Entnazifizierungsverfahrens bedeuten, hat
sich der erkennende Senat bereits in zwei.veröffentlich-_* .
ten Entscheidungen befaßt (BGHZ 1, 274 /?7ö7 und 2,
121). In der letztgenannten Entscheidung hat der erken­
nende Senat sich zwar nicht mit dem Rechtsverhältnis 
eines Beamten, sondern mit dem eines von der .britischen 
Militärregierung auf Grund der Direktive Br 24 außer 
Dienst gesetzten Angestellten gefaßt. In diesem Zusammen­
hang ist aber zu den Meinungsäußerungen Über die Wirkung 
dieser Anordnungen der britischen Militärregierung auf 
Beamte vom Senat eingehend Stellung genommen worden« Es 
kann hierauf verwiesen werden« Jedenfalls ist für die in 
der britischen Zone außer Dienst gestellten Beamten, 
soweit nicht eine ausdrückliche den Einzelfall' betref­
fende abweichende Anordnung ergangen ist, unbedenklich 
davon auszugehen, daß es sich nicht um eine endgültige 
das Beamtenverhältnis auflösende Entlassung, -sondern 
nur um eine Suspendierung handelt, die Betroffenen also 
Beamte im staatsrechtlichen Sinne geblieben sind. Daß 
nur diese Wirkung von der britischen Besatzungsmacht ge­
wollt war, ergeben auch die später erfolgten Erklärun-. 
gen der britischen Militärregierung (vgl Jess in ÖVerv; 
1950 S 269)» Es ist somit vom Berufungsgericht ohne
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RechtsIrrtum davon ausgegangen worden, die Anordnung 
der britischen Militärregierung habe nicht zu einer 
endgültigen Beendigung des Beamtenverhältnisses des 
Klägers geführt«

*

5) Bür die Entscheidung dieses Rechtsstreits ist so­
mit davon auszugehen, daß das 1938. begründete Beamten­
verhältnis des Klägers noch besteht,,

6) Gemäß § 5 der Ersten Sparverordnung gelten Beamte, 
die im Entnazifizierungsverfahren rechtskräftig in Kate­
gorie IV eingestuft, aber nicht wieder in ihre frühere 
Planstelle oder eine gleichwertige Planstelle einge­
stellt worden sind, als verabschiedet« Sie erhalten vom 
vollendeten 43« Lebensjahr ab die Hälfte des zur Zeit 
der Beendigung der Amtstätigkeit erdienten Ruhegehaltes« 
Zwischen den Parteien ist unstreitig, daß die Hälfte
des vom Kläger erdienten Ruhegehaltes 54,25 DM monat­
lich beträgt« Unter Berufung auf § 5 der Ersten Spar-' 
verordnung begehrt der Kläger das der Höhe nach nicht 
streitige Ruhegeld« Der erkennende Senat hat bei der 
Erörterung der gegen die Rechtsgültigkeit der Ersten 
Sparverordnung erhobenen Bedenken bereits in seinem Ur­
teil vom 10« Mai 1951 (BGHZ 2, 129)zum Ausdruck ge­
bracht, daß jedenfalls gegen Bestimmungen, die ein.Recht 
gewähren, das sonst nicht bestünde,' aus beamtenrecht­
lichen Gesichtspunkten nichts einzuwenden ist* Der Se­
nat hat in der angegebenen Entscheidung bereits aus­
drücklich zur Gültigkeit des hier in Frage stehenden 
§ 5 der Ersten Sparverordnung Stellung genommen, so daß 
auch insoweit auf die Gründe der angegebenen Entschei­
dung Bezug genommen werden kann« Der Kläger beruft sioh

\
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somit zu Hecht auf das ihm gemäß § 5 der Ersten Spar- 
Verordnung gewährte Ruhegeld* Er erfüllt auch im übri­
gen die Voraüssetzungen, da er über 43 Jahre alt und 
noch nicht wieder eingestellt jst« Auch die Tatsache, 
daß die Frage einer Wiedereinstellung noch nicht end­
gültig entschieden ist und die Beklagte sich jeder. Er- . 
klärung enthält, ändert hieran nichts« Der Anspruch be­
steht bis zur Wiedereinstellung, diese ist bisher nicht 
erfolgt« Der Kläger ist auch unstreitig aus anderen als 
beamten- oder tarifrechtlichen gründen ausgeschieden«

Der Anspruch gegen die Beklagte aus § 3 der Ersten 
Sparverordnung ist daher vom Land- und Oberlandesgericht 
rechtsirrtumsfrei* bejaht worden«

7) Dieser Anspruch wird auch nicht durch das Gesetz 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Art. 131 
des Grundgesetzes fallenden Personen vom 11.« Mai 1951 
(BGBl I 307) gemindert, da nach § 63 Abs 1 Satz 2 
Rechtsvorschriften,, die von den Ländern nach dem 8* Mai 
1943 erlassen sind oder werden und eine giüistigere Re­
gelung enthalten, unberührt bleiben« Ob dem Kläger auf 
Grund des angeführten Gesetzes 'etwa,seit dem dort be­
stimmten Stichtag, dem 1« April 1931, höhere Ansprüche 
zustehen, bedarf keiner Entscheidung,.da der Kläger hö­
here Ansprüche, als sie ihm nach der 1*« Sparverordnung 
zustehen, nicht geltend gemacht hat«
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Die Revision war daher mit der Kostenfolge aus 
§ 97 ZPO zurtickzuweisen.

I
i
i.
».i

.i -i
Dr. Kiese Dr« Pagendarm

Bundesrichter Dr, Bock 
ist Beurlaubt und an 
der Unterschrift verhin­
dert .

Dr, Kiese

Dr. Kleinewefers 
Dr, Gelhaar '

■Sf
.Ü |j


	Sv

	- 6 -


	It

	i



